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Erste Staatenprüfung Deutschlands 2015 – Beantwortu ng der Fragen der „List of 
Issues“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 23.04.2014 hat der UN-Fachausschuss für Rechte von Menschen mit Behinderungen die 
sogenannte „List of Issues“ mit vertiefenden Fragen übersandt, die den ersten Deutschen 
Staatenbericht aus 2011 durch zusätzliche Informationen ergänzen soll. 

Die Fragen betreffen eine Vielzahl von Themen und damit auch unterschiedliche Zuständig-
keiten innerhalb der Bundesregierung und der Länder. So geht es beispielsweise um Fragen 
im Zusammenhang mit dem Deutschen Betreuungsrecht und dem Arzneimittelrecht, aber 
auch um Entwicklungen bei der Deinstutionalisierung in Bezug auf Sonderwohnformen für 
Menschen mit Behinderungen oder die Fortschritte bei der inklusiven Bildung. 

Die Antworten Deutschlands auf die Fragen aus der „List of Issues“ im Zusammenhang mit 
der ersten Deutschen Staatenprüfung Ende März 2015 hat das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales auf der Internetseite www.gemeinsam-einfach-machen.de zur Verfügung ge-
stellt. 

Ich habe die Antworten als Anlage  beigefügt. 

Besonders hinweisen möchte ich auf die Antwort zur Frage 16. Dabei ging es im Wesentli-
chen um Vergleichskosten des ambulanten und stationären Wohnens für Menschen mit Be-
hinderungen (Stichwort: Mehrkostenvorbehalt). 
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In der Antwort wird umfassend auf den aktuellen Kennzahlenbericht der BAGüS und auf den 
Bericht der BAGüS über die Erhebung zu den fiskalischen Auswirkungen der Ambulantisie-
rung in der Eingliederungshilfe 2012 Bezug genommen. 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
gez.: 
Matthias Krömer 


